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Die Kleine Anfrage 55 der Fraktion der DP beantworte ich im Ein- 
vernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie folgt.: 

1. Die Bundesregierung hat bereits wiederholt ihre Bereitschaft zum 
Ausdruck gebracht, die vom Bund verwalteten Beteiligungen an 
erwerbswirtschaftlichen Unternehmungen in weitgehendem Um- 
fang in private Hände zu überführen. Hierbei geht sie davon 
aus, daß besondere wirtschafttspolitische, arbeitsmarktpolitische, 
sozialpolitische oder andere entscheidende Gesichtspunkte einer 
Privatisierung im Einzelfall nicht entgegenstehen. Zu diesem 
Zweck hat die Bundesregierung bereits geeignete Stellen mit der 
Einholung von Angeboten beauftragt und wird diese Bemühungen 
fortsetzen. 

Die Aufstellung eines konkreten Planes über die endgültige Be- 
handlung der Beteiligungen des Bundes und über die Durch- 
führung der Privatisierung ist jedoch unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen noch nicht möglich, da die Veräußerung von Be- 
teiligungen nicht allein von dem Willen der Bundesregierung, 
sondern insbesondere auch von der Bereitschaft der privaten 
Wirtschaft abhängt, diese Beteiligungen zu erwerben. Die Er- 
fahrungen, die die Bundesregierung bei ihren bisherigen Be- 
mühungen um die Privatisierung einzelner Unternehmen ge- 
wonnen hat, zeigen, daß eine konkrete Vorausschau auf die 
Veräußerungsmöglichkeiten ebenso wenig möglich ist, wie sich 
eine konkrete Planung hinsichtlich der Privatisierung einzelner 
Unternehmen aufstellen läßt. Die Bundesregierung wird aber 
jedem ernsthaften Angebot aus der Privatwirtschaft nachgehen 
und auch von sich aus bemüht sein, zahlreiche Objekte — ins- 
besondere der verarbeitenden Industrie — an interessierte Kreise 
zu veräußern. Es muß allerdings betont werden, daß nach den 
Vorschriften des Haushaltsrechts eine Veräußerung von Bundes- 
vermögen nur zu einem dem vollen Wert entsprechenden Kauf- 
preis erfolgen kann. 
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Im übrigen wird von der Bundesregierung besonders begrüßt, 
daß ihr durch die Bildung eines Unterausschusses für Fragen des 
ehemaligen Reichsvermögens die Möglichkeit geboten wird, die 
vielschichtigen Probleme, die im Zusammenhänge mit der 
Privatisierung zu lösen sind, laufend in enger Fühlungnahme 
mit dem Parlament zu behandeln. In diesem Unterausschuß 
werden auch die sich im Einzelfalle bei konkreten Veräußerungs- 
Verhandlungen ergebenden Fragen zu behandeln sein. 

2. Die Einrichtung einer selbständigen Bundesoberbehörde für das 
Bundesvermögen wird von der Bundesregierung nicht in Er- 
wägung gezogen. 


Sdiäfler 



